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Ergebnisse der Jahresabschlussprüfung und 
Beschluss über die Feststellung des Jahresabschlusses 2019
I.
Die Verbandsversammlung des Abwasser-
zweckverbandes „Oberes Zschopau- und 
Sehmatal“ hat in ihrer Sitzung vom 23. 
September 2020 folgenden Beschluss (VV 
Nr. 7/2020) gefasst:

Auf Grundlage des
•  Berichtes über die Prüfung des Jah-

resabschlusses 2019 der Donat WP 
GmbH Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft Donat, Dresden vom 09.09.2020 
und des

•  Berichtes zur örtlichen Prüfung des 
Wirtschaftsjahres 2019 durch den 
Rechnungsprüfer des Zweckverbandes 
Abwasser Schlematal vom 26.08.2020

wird nach § 34 Absatz 1 der Sächsischen 
Eigenbetriebsverordnung hiermit der 
Jahresabschluss 2019 festgestellt und der 
Verbandsvorsitzende entlastet.
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Einzelangaben

1. Feststellung des Jahresabschlusses 2019
1.1 Bilanzsumme  113.834.055,50 €
1.1.1 davon entfallen auf der Aktivseite auf 

das Anlagevermögen  109.349.064,99 €
das Umlaufvermögen  4.435.152,48 €
Rechnungsabgrenzungsposten  49.838,03 €

1.1.2 davon entfallen auf der Passivseite auf
das Eigenkapital  16.940.180,88 €
die Sonderposten (incl. Ertragszuschüsse)  63.686.209,35 €
die Rückstellungen  4.876.332,00 €
die Verbindlichkeiten  28.331.333,27 €
Rechnungsabgrenzungsposten  0,00 €

1.2 Jahresgewinn  1.548.562,13 €
1.2.1 Summe der Erträge  12.215.755,39 €
1.2.2 Summe der Aufwendungen  10.667.193,26 €

Neue Abwassergebühren 
ab dem 01.01.2021
Am 11.11.2020 fand die 5. Verbands-
versammlung des AZV „Oberes 
Zschopau- und Sehmatal“ statt. Einer 
der wesentlichsten Tagesordnungs-
punkte war die Vorstellung der durch-
geführten Nachkalkulation 2015 bis 
2019 sowie der Vorauskalkulation 2021 
bis 2023, einschließlich deren Bestä-
tigung durch die Verbandsmitglieder.
Trotz weiter fortschreitendem Bevöl-
kerungsrückgang sowie allgemeinen 
Kostenerhöhungen (u.a. Klärschlamm-
verwertung) liegen die neuen ab 2021 
gültigen Gebührensätze nur geringfügig 
über dem derzeitigen Gebührenniveau. 

Eine Anpassung der Grundgebühren 
war nicht notwendig. 
Die ermittelten neuen Gebührensätze 
wurden mit Beschluss VV 09/2020 von 
der Verbandsversammlung bestätigt. 
Ebenfalls erfolgte die Beschlussfas-
sung über die Änderung / Neufassung 
der Abwassersatzung, in denen die ab 
2021 gültigen Gebührensätze einge-
pfl egt sind.
Mit den vorgenommenen Beschlussfas-
sungen bestehen gute Voraussetzungen, 
die Pflichtaufgabe der kommunalen 
Abwasserentsorgung auch in kommen-
den Jahren erfolgreich fortzusetzen.
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2. Verwendung des Jahresgewinns/ 
Behandlung des Jahresverlustes
Der ausgewiesene Jahresgewinn ist auf 
neue Rechnung vorzutragen.
Der Beschluss über die Feststellung des 
Jahresabschlusses einschließlich Verwen-
dung des Jahresgewinns sowie Prüfungs-
vermerk des Abschlussprüfers ist nach § 
34 Absatz 2 Sächsischer Eigenbetriebsver-
ordnung ortsüblich bekannt zu geben und 
der Jahresabschluss sowie Lagebericht an 
sieben Arbeitstagen öffentlich auszulegen. 
Die ortsübliche Bekanntgabe erfolgt hier-
mit in dieser Ausgabe des Amtsblattes.
Der Jahresabschluss 2019 und der Lage-
bericht werden in der Zeit vom  

07.12.2020 bis 15.12.2020
in der Geschäftsstelle des Abwasser-
zweckverbandes „Oberes Zschopau- und 
Sehmatal“ Talstraße 55 in 09488 Thermal-
bad Wiesenbad OT Schönfeld (Sekretariat) 
öffentlich ausgelegt. 
Aufgrund der derzeitigen Corona-Epide-
mie und des eingeschränkten Besucher-
verkehrs ist die Einsicht nur nach vorhe-
riger Terminvereinbarung möglich. Bitte 
wenden Sie sich zur Terminabstimmung 
an Tel. 03733/ 5002-0.

II.
Dem Abwasserzweckverband „Oberes 
Zschopau- und Sehmatal“ wurde von der 
Donat WP GmbH Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft Donat, Dresden vom 09.09.2020 
der uneingeschränkte Bestätigungsver-
merk mit folgendem Wortlaut erteilt:

„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES 
UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜ-
FERS
An den Abwasserzweckverband „Oberes 
Zschopau- und Sehmatal“, Thermalbad 
Wiesenbad OT Schönfeld
Prüfungsurteile
Wir haben den Jahresabschluss des 
Abwasserzweckverbandes „Oberes 
Zschopau- und Sehmatal“ Thermalbad 
Wiesenbad OT Schönfeld, – bestehend 
aus Bilanz zum 31. Dezember 2019 und 
der Gewinn- und Verlustrechnung für 
das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis 
31. Dezember 2019 sowie dem Anhang, 
einschließlich der Darstellung der Bilan-
zierungs- und Bewertungsmethoden– 
geprüft. Darüber hinaus haben wir den 
Lagebericht des Abwasserzweckverban-
des „Oberes Zschopau- und Sehmatal“ 
Thermalbad Wiesenbad OT Schönfeld für 

das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis 31. 
Dezember 2019 geprüft.
Nach unserer Beurteilung aufgrund der 
bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse
•  entspricht der beigefügte Jahresab-

schluss in allen wesentlichen Belan-
gen den Vorschriften der Sächsischen 
Eigenbetriebsverordnung in Verbin-
dung mit den deutschen, für Kapitalge-
sellschaften geltenden handelsrechtli-
chen Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens- und 
Finanzlage des Zweckverbandes zum 
31. Dezember 2019 sowie seiner 
Ertragslage für das Wirtschaftsjahr 
vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 
2019 und

•  vermittelt der beigefügte Lagebericht 
insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage des Zweckverbandes. In 
allen wesentlichen Belangen steht 
dieser Lagebericht in Einklang mit 
dem Jahresabschluss, entspricht den 
Vorschriften der Sächsischen Eigen-
betriebsverordnung und den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären 
wir, dass unsere Prüfung zu keinen Ein-
wendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit 
des Jahresabschlusses und des Lageberich-
tes geführt hat.
Grundlage für die Prüfungsurteile
Wir haben unsere Prüfung des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts in 
Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 
32 Sächsischen Eigenbetriebsverordnung 
unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere 
Verantwortung nach diesen Vorschriften 
und Grundsätzen ist im Abschnitt „Ver-
antwortung des Abschlussprüfers für die 
Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichtes“ unseres Bestätigungs-
vermerks weitergehend beschrieben. Wir 
sind von dem Unternehmen unabhängig 
in Übereinstimmung mit den deutschen 
handelsrechtlichen und berufsrechtlichen 
Vorschriften und haben unsere sonstigen 
deutschen Berufspflichten in Übereinstim-
mung mit diesen Anforderungen erfüllt. 
Wir sind der Auffassung, dass die von uns 

erlangten Prüfungsnachweise ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für 
unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht zu dienen.
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 
und des Verwaltungsrates für den Jahres-
abschluss und den Lagebericht
Die gesetzlichen Vertreter sind verant-
wortlich für die Aufstellung des Jahres-
abschlusses, der den Vorschriften der 
Sächsischen Eigenbetriebsverordnung und 
den deutschen, für Kapitalgesellschaften 
geltenden handelsrechtlichen Vorschriften 
in allen wesentlichen Bereichen entspricht, 
und dafür, dass der Jahresabschluss unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage des Zweckverbandes vermit-
telt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die internen Kontrol-
len, die sie in Übereinstimmung mit den 
deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung als notwendig bestimmt 
haben, um die Aufstellung eines Jahres-
abschlusses zu ermöglichen, der frei von 
wesentlichen – beabsichtigten oder unbe-
absichtigten – falschen Darstellungen ist.
Bei der Aufstellung des Jahresabschlus-
ses sind die gesetzlichen Vertreter dafür 
verantwortlich, die Fähigkeit des Zweck-
verbandes zur Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren 
haben sie die Verantwortung, Sachverhalte 
in Zusammenhang mit der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit, sofern einschlä-
gig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie 
dafür verantwortlich, auf der Grundlage 
des Rechnungslegungsgrundsatzes der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 
bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche 
oder rechtliche Gegebenheiten entgegen-
stehen.
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die Aufstellung des 
Lageberichts, der insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage des Zweckver-
bandes vermittelt sowie in allen wesent-
lichen Belangen mit dem Jahresabschluss 
in Einklang steht, den Vorschriften der 
Sächsischen Eigenbetriebsverordnung und 
den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
entspricht und die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Ver-
treter verantwortlich für die Vorkehrungen 
und Maßnahmen (Systeme), die sie als not-
wendig erachtet haben, um die Aufstellung 
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eines Lageberichtes in Übereinstimmung 
mit den anzuwendenden Vorschriften der 
Sächsischen Eigenbetriebsverordnung 
und deutschen gesetzlichen Vorschriften 
zu ermöglichen, und um ausreichende 
geeignete Nachweise für die Aussagen im 
Lagebericht erbringen zu können.
Der Verwaltungsrat ist verantwortlich 
für die Überwachung des Rechnungsle-
gungsprozesses des Zweckverbandes zur 
Aufstellung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichtes.
Verantwortung des Abschlussprüfers für 
die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichtes
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende 
Sicherheit darüber zu erlangen, ob der 
Jahresabschluss als Ganzes frei von 
wesentlichen – beabsichtigen oder unbe-
absichtigten – falschen Darstellungen 
ist, und ob der Lagebericht insgesamt 
ein zutreff endes Bild von der Lage des 
Zweckverbandes vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahres-
abschluss sowie mit den bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 
steht, den Vorschriften der Sächsischen 
Eigenbetriebsverordnung und den deut-
schen gesetzlichen Vorschriften entspricht 
und die Chancen und Risiken der zukünf-
tigen Entwicklung zutreff end darstellt, 
sowie einen Bestätigungsvermerk zu 
erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum 
Jahresabschluss und zum Lagebericht 
beinhaltet.
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß 
an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, 
dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung 
eine wesentliche falsche Darstellung stets 
aufdeckt. Falsche Darstellungen können 
aus Verstößen oder Unrichtigkeiten 
resultieren und werden als wesentlich 
angesehen, wenn vernünftigerweise 
erwartet werden könnte, dass sie einzeln 
oder insgesamt die auf der Grundlage 
dieses Jahresabschlusses und Lageberichts 
getroff enen wirtschaftlichen Entscheidun-
gen von Adressaten beeinfl ussen.
Während der Prüfung üben wir pfl ichtge-
mäßes Ermessen aus und bewahren eine 
kritische Grundhaltung. Darüber hinaus
•  identifi zieren und beurteilen wir die 

Risiken wesentlicher – beabsichtigter 
oder unbeabsichtigter – falscher Dar-

stellungen im Jahresabschluss und 
im Lagebericht, planen und führen 
Prüfungshandlungen als Reaktion auf 
diese Risiken durch sowie erlangen 
Prüfungsnachweise, die ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage 
für unsere Prüfungsurteile zu dienen. 
Das Risiko, dass wesentliche fal-
sche Darstellungen nicht aufgedeckt 
werden, ist bei Verstößen höher als 
Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügeri-
sches Zusammenwirken, Fälschungen, 
beabsichtigte Unvollständigkeiten, 
irreführende Darstellungen bzw. das 
Außerkraftsetzen interner Kontrollen 
beinhalten können.

•  gewinnen wir ein Verständnis von dem 
für die Prüfung des Jahresabschlusses 
relevanten internen Kontrollsystem 
und den für die Prüfung des Lagebe-
richtes relevanten Vorkehrungen und 
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen 
zu planen, die unter den gegebenen 
Umständen angemessen sind, jedoch 
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil 
zur Wirksamkeit dieser Systeme des 
Zweckverbandes abzugeben.

•  beurteilen wir die Angemessenheit der 
von den gesetzlichen Vertretern ange-
wandten Rechnungslegungsmethoden 
sowie die Vertretbarkeit der von den 
gesetzlichen Vertretern dargestellten 
geschätzten Werte und damit zusam-
menhängenden Angaben.

•  ziehen wir Schlussfolgerungen über 
die Angemessenheit des von den 
gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsgrundsatzes der 
Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit sowie, auf der Grundlage der 
erlangten Prüfungsnachweise, ob eine 
wesentliche Unsicherheit im Zusam-
menhang mit Ereignissen und Gege-
benheiten besteht, die bedeutsame 
Zweifel an der Fähigkeit des Zweck-
verbandes zur Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit aufwerfen können. 
Falls wir zu dem Schluss kommen, 
dass eine wesentliche Unsicherheit 
besteht, sind wir verpflichtet, im 
Bestätigungsvermerk auf die dazuge-
hörigen Angaben im Jahresabschluss 
und im Lagebericht aufmerksam zu 
machen oder, falls diese Angaben 
unangemessen sind, unser jeweiliges 
Prüfungsurteil zu modifi zieren. Wir 
ziehen unsere Schlussfolgerungen 
auf der Grundlage der bis zum Datum 
unseres Bestätigungsvermerks erlang-

ten Prüfungsnachweise. Zukünftige 
Ereignisse oder Gegebenheiten können 
jedoch dazu führen, dass der Zweck-
verband seine Unternehmenstätigkeit 
nicht mehr fortführen kann.

•  beurteilen wir die Gesamtdarstellung, 
den Aufbau und den Inhalt des Jahres-
abschlusses einschließlich der Anga-
ben sowie ob der Jahresabschluss die 
zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle 
und Ereignisse so darstellt, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
des Zweckverbandes vermittelt.

•  beurteilen wir den Einklang des Lage-
berichts mit dem Jahresabschluss, 
seine Gesetzesentsprechung und das 
von ihm vermittelte Bild von der Lage 
des Zweckverbandes.

•  führen wir Prüfungshandlungen zu den 
von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten zukunftsorientierten Angaben 
im Lagebericht durch. Auf Basis ausrei-
chender geeigneter Prüfungsnachweise 
vollziehen wir dabei insbesondere die 
den zukunftsorientierten Angaben von 
den gesetzlichen Vertretern zugrunde 
gelegten bedeutsamen Annahmen nach 
und beurteilen die sachgerechte Ablei-
tung der zukunftsorientierten Angaben 
aus diesen Annahmen. Ein eigenständi-
ges Prüfungsurteil zu den zukunftsorien-
tierten Angaben sowie zu den zugrunde 
liegenden Annahmen geben wir nicht ab. 
Es besteht ein erhebliches unvermeidba-
res Risiko, dass zukünftige Ereignisse 
wesentlich von den zukunftsorientierten 
Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung 
Verantwortlichen unter anderem den 
geplanten Umfang und die Zeitplanung 
der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungs-
feststellungen, einschließlich etwaiger 
Mängel im internen Kontrollsystem, die 
wir während unserer Prüfung feststellen.
Donat WP GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 
Donat, Wirtschaftsprüfer“
Thermalbad Wiesenbad / OT Schönfeld, 
28.10.2020

Wendler, Verbandsvorsitzender
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❚ Beschlüsse
In der 3. Verbandsversammlung 
des AZV vom 17.06.2020 wurden 
nachfolgende Beschlüsse gefasst.
1. ÖFFENTLICHER TEIL

Beschluss VV 05/2020
Die Verbandsversammlung des AZV 
beschließt die Zweckvereinbarung gemäß 
§ 71 Abs. 2 SächsKomZG zwischen der 
Stadt Jöhstadt und dem Abwasserzweck-
verband „Oberes Zschopau- und Sehma-
tal“ zur Erledigung von Verwaltungsauf-
gaben des Sachgebietes Abwasser.
Abstimmungsergebnis: 28 ja, 0 nein,  
0 Stimmenthaltungen

2. NICHTÖFFENTLICHER TEIL

Beschluss VV 06/2020
Die Verbandsversammlung des AZV fasst 
den Beschluss über die weitere Vertragsge-
staltung hinsichtlich der Verwertung und 
Entsorgung von Klärschlamm.
Abstimmungsergebnis: 28 ja, 0 nein, 0 
Stimmenthaltungen

In der 4. Verbandsversammlung 
des AZV vom 23.09.2020 wurden 
nachfolgende Beschlüsse gefasst.
1. ÖFFENTLICHER TEIL

Beschluss VV 07/2020
Die Verbandsversammlung des AZV 
fasst den Beschluss zur Feststellung des 
Jahresabschlusses für das Wirtschaftsjahr 
2019, Entlastung des Verbandsvorsitzen-
den und Verwendung des Jahresgewinns/ 
Jahresverlustes.
Auf Grundlage des
•  Berichtes über die Prüfung des Jah-

resabschlusses 2019 der Donat WP 
GmbH Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft Donat, Dresden vom 09.09.2020 
und des

•  Berichtes zur örtlichen Prüfung des 
Wirtschaftsjahres 2019 durch den 
Rechnungsprüfer des Zweckverbandes 
Abwasser Schlematal vom 26.08.2020

wird nach § 34 Absatz 1 der Sächsischen 
Eigenbetriebsverordnung hiermit der 
Jahresabschluss 2019 festgestellt und der 
Verbandsvorsitzende entlastet.
Der ausgewiesene Jahresgewinn ist auf 
neue Rechnung vorzutragen.
Der Beschluss über die Feststellung des 
Jahresabschlusses einschließlich Verwen-

dung des Jahresgewinns sowie Prüfungs-
vermerk des Abschlussprüfers ist nach 
§ 34 Abs. 2 Sächs. Eigenbetriebsverord-
nung ortsüblich bekannt zu geben und der 
Jahresabschluss sowie der Lagebericht an 
sieben Arbeitstagen öffentlich auszulegen. 
In der Bekanntgabe ist auf die Auslegung 
hinzuweisen, der Prüfungsvermerk des 
Abschlussprüfers wiederzugeben sowie 
die beschlossene Verwendung des Jahres-
gewinns oder Behandlung des Jahresver-
lustes anzugeben.
Abstimmungsergebnis: 29 ja, 0 nein, 0 
Stimmenthaltungen

Beschluss VV 08/2020
Die Verbandsversammlung des AZV 
beschließt die Beauftragung der Donat 
WP GmbH Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft Dresden zur Durchführung der 
Jahresabschlussprüfung gemäß § 32 
Sächs. Eigenbetriebsverordnung für das 
Wirtschaftsjahr 2020.
Die Beauftragung erfolgt auf Grundlage 
der bereits vorgenommenen Bestellung 
für die Jahre 2016-2020.
Neben der Prüfung des Jahresabschlusses 
wird das Wirtschaftsprüfungsunternehmen 
Donat WP GmbH auch mit der örtlichen 
Prüfung gemäß §§ 105 und 106 Sächsische 
Gemeindeordnung für das Wirtschaftsjahr 
2020 beauftragt.
Abstimmungsergebnis: 29 ja, 0 nein, 0 
Stimmenthaltungen

2. NICHTÖFFENTLICHER TEIL

Im nichtöffentlichen Teil wurden keine 
Beschlüsse gefasst.

In der 5. Verbandsversammlung 
des AZV vom 11.11.2020 wurden 
nachfolgende Beschlüsse gefasst.
1. ÖFFENTLICHER TEIL

Beschluss VV 09/2020
Die Verbandsversammlung des AZV 
nimmt die vorliegenden Nachkalulationen 
der Abwassergebühren für den Zeitraum 
2015/2016-2019 sowie die Kalkulation 
2021-2023 vom 13.10.2020 für die 4 
Einrichtungen des AZV zur Kenntnis 
und beschließt die ausgewiesenen Über- 
bzw. Unterdeckungen aus den Nach-
kalkulationen in die Vorauskalkulation 
zu übertragen. Die in der Kalkulation 
2021-2023 ermittelten Gebührensätze für 
die 4 Eirichtungen des AZV sind in die 

Abwassersatzung zu übernehmen.
Abstimmungsergebnis: 26 ja, 0 nein, 0 
Stimmenthaltungen

Beschluss VV 10/2020
Die Verbandsversammlung des AZV 
fasst den Beschluss der Änderung und 
Neufassung der Satzung über die öffent-
liche Abwasserbeseitigung des Abwasser-
zweckverbandes „Oberes Zschopau- und 
Sehmatal“ (Abwassersatzung – AbwS). 
Die auf der Grundlage der Gebührenkal-
kulation 2021-2023 ermittelten Gebüh-
rensätze der 4 Einrichtungen sind in die 
Abwassersatzung zu übertragen. 
Abstimmungsergebnis: 26 ja, 0 nein, 0 
Stimmenthaltungen

Beschluss VV 11/2020
Die Verbandsversammlung des AZV 
beschließt die Änderung und Neufassung 
der Verbandssatzung des Abwasser-
zweckverbandes „Oberes Zschopau- und 
Sehmatal“. Sie ist der Rechtsaufsichtsbe-
hörde zur Genehmigung und öffentlichen 
Bekanntmachung einzureichen.
Abstimmungsergebnis: 26 ja, 0 nein, 0 
Stimmenthaltungen

Beschluss VV 12/2020
D i e  Ve r b a n d s v e r s a m m l u n g  d e s 
AZV beschließt, die vorgenommene 
Beschlussfassung VV 06/2020 hinsicht-
lich des im Überleitungsvertrag genannten 
Vertragspartners zur Klärschlammverwer-
tung aufzuheben. Anstelle des bisherigen 
Vertragspartners tritt die STA GmbH 
Annaberg-Buchholz
Abstimmungsergebnis: 26 ja, 0 nein, 0 
Stimmenthaltungen

Beschluss VV 13/2020
Die Verbandsversammlung des AZV 
bestätigt den 1. Entwurf der Satzung zum 
Wirtschaftsjahr 2021 (einschließlich Wirt-
schaftsplan 2021). Der Geschäftsführer 
wird beauftragt, den Zeitraum der Auslage 
des Entwurfs des Wirtschaftsplans 2021 
ortsüblich bekannt zu geben sowie den 
Entwurf der Satzung zum Wirtschaftsjahr 
(einschließlich Wirtschaftsplan) an sieben 
Arbeitstagen öffentlich auszulegen.
Abstimmungsergebnis: 26 ja, 0 nein, 0 
Stimmenthaltungen

2. NICHTÖFFENTLICHER TEIL

Im nichtöffentlichen Teil wurden keine 
Beschlüsse gefasst.
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❚  Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung des  
Abwasserzweckverbandes „Oberes Zschopau- und Sehmatal“ 

 Abwassersatzung – AbwS
Aufgrund von § 56 Gesetz zur Ord-
nung des Wasserhaushalts (WHG) in 
der Neufassung des Art. 1 Gesetz zur 
Neuregelung des Wasserrechts vom 
31.07.2009 (BGBl. I, 2585 ff.), zuletzt 
geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 
19.06.2020 (BGBl. I Seite 1408); § 50 
Abs. 1 des Sächsischen Wassergesetzes 
(SächsWG) in der Neufassung vom 
12.07.2013 (SächsGVBl. Seite 503) 
zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes 
vom 08.07.2016 (SächsGVBl. S. 287), der 
§§ 4, 14, 124 der Gemeindeordnung für 
den Freistaat Sachsen (SächsGemO) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
09.03.2018 (SächsGVBl. Seite 62) zuletzt 
geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 
15.07.2020 (SächsGVBl. S. 425) und § 
47 Abs. 2 i.V.m. § 6 Abs. 1 und § 5 Abs. 
4 des Sächsischen Gesetzes über kom-
munale Zusammenarbeit (SächsKomZG) 
in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 15.04.2019 (SächsGVBl, Seite 
270) zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetztes vom 13.12.2017 (SächsGVBl. 
S. 626), §§ 2, 9, 17 und 33 des Sächsischen 
Kommunalabgabengesetzes (SächsKAG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
09.03.2018 (SächsGVBl. S. 116), das 
durch Art. 2 Absatz 17 des Gesetzes vom 
05.04.2019 (SächsGVBl. S. 245) geändert 
worden ist, hat die Verbandsversammlung 
des Abwasserzweckverbandes „Oberes 
Zschopau- und Sehmatal” -nachfolgend 
AZV genannt- in der Verbandsversamm-
lung am 11.11.2020 mit Beschluss VV Nr. 
10/2020 nachfolgende Satzung beschlos-
sen:

I. Teil – Allgemeines
§ 1 Öffentliche Einrichtung
(1) Der AZV betreibt die Beseitigung des 
in seinem Gebiet anfallenden Abwassers 
nach § 9 Abs. 2 Satz 2 SächsKAG in Form 
von vier öffentlichen Einrichtungen (anla-
genbezogene Einrichtung):
Einrichtung 1: das Entsorgungsgebiet der 
Stadt Annaberg-Buchholz mit Ausnahme 
eines Teilgebietes des Ortsteiles Geyers-
dorf, der Stadt Geyer, der Stadt Scheiben-
berg, der Stadt Schlettau, der Gemeinde 
Sehmatal, der Gemeinde Crottendorf, der 
Gemeinde Königswalde, der Gemeinde 

Tannenberg, der Gemeinde Thermalbad 
Wiesenbad mit Ausnahme des Ortsteiles 
Thermalbad Wiesenbad;
Einrichtung 2: das Entsorgungsgebiet des 
Ortsteils Thermalbad Wiesenbad;
Einrichtung 3: das Entsorgungsgebiet des 
Teilgebietes des Ortsteiles Geyersdorf und
Einrichtung 4: dezentrale Entsorgung 
der Kleinkläranlagen und abflusslosen 
Gruben von Grundstücken im gesamten 
Verbandsgebiet.
Die Abgrenzung der Einrichtungen 1 bis 3 
ergibt sich aus der als Anlage beigefügten 
Plandarstellung. 
(2) Als angefallen gilt Abwasser, das 
  1. über eine private Grundstücksent-

wässerungsanlage in die öffentlichen 
Abwasseranlagen gelangt oder

  2. in abflusslosen Gruben mit WC-
Anschluss bzw. in abflusslosen Gruben 
mit Trockenaborten oder Kleinkläran-
lagen gesammelt wird oder

  3. zu einer öffentlichen Abwasserbe-
handlungsanlage gebracht wird.

(3) Ein Rechtsanspruch auf Herstellung, 
Erweiterung oder Änderung der öffentli-
chen Abwasseranlagen besteht nicht. Art 
und Umfang der öffentlichen Abwasser-
anlagen bestimmt der AZV.

§ 1a  Ermächtigung  
eines Verwaltungshelfers

Der AZV ermächtigt die Erzgebirge 
Trinkwasser GmbH (ETW) als Verwal-
tungshelfer mit der Erstellung und dem 
Versand der Gebühren- und Vorauslei-
stungsbescheide für die Einleitungs- und 
Grundgebühren sowie den Einzug dieser 
Gebühren einschließlich der Mahnung. 
Widerspruchsverfahren und weiterge-
hende Vollstreckungsmaßnahmen werden 
vom AZV durchgeführt.

§ 2 Begriffsbestimmungen
(1) Abwasser ist das durch häuslichen, 
gewerblichen, landwirtschaftlichen oder 
sonstigen Gebrauch in seinen Eigen-
schaften veränderte Wasser und das bei 
Trockenwetter damit zusammen abflie-
ßende Wasser (Schmutzwasser), das von 
Niederschlägen aus dem Bereich von 
bebauten oder befestigten Flächen gesam-
melt abfließende Wasser (Niederschlags-

wasser) sowie das sonstige in öffentliche 
Abwasseranlagen mit Schmutzwasser 
oder Niederschlagswasser fließende 
Wasser. Als Schmutzwasser gelten auch 
die aus Anlagen zum Behandeln, Lagern 
und Ablagern von Abfällen austretenden 
und gesammelten Flüssigkeiten.
(2) Öffentliche Abwasseranlagen haben 
den Zweck, das im Zweckverbandsgebiet 
angefallene Abwasser zu sammeln, den 
Abwasserbehandlungsanlagen zuzuleiten 
und zu reinigen bzw. das gesammelte 
Abwasser einem Gewässer zuzuleiten.
Öffentliche Abwasseranlagen sind insbe-
sondere die öffentlichen Kanäle, Regen-
rückhaltebecken, Regenüberlauf- und 
Regenklärbecken, Abwasserpumpwerke 
und Klärwerke sowie offene und geschlos-
sene Gräben, soweit sie der öffentlichen 
Abwasserbeseitigung dienen. Zu den 
öffentlichen Abwasseranlagen gehören 
auch die Grundstücksanschlüsse im 
Bereich der öffentlichen Verkehrs- und 
Grünflächen bis zur Grundstücksgrenze 
(Anschlusskanäle im Sinne von § 11).
(3) Private Grundstücksentwässerungsan-
lagen sind alle Anlagen, die der Samm-
lung, Vorbehandlung, Prüfung und Ablei-
tung des Abwassers bis zur öffentlichen 
Abwasseranlage dienen. Dazu gehören 
insbesondere Leitungen, die im Erdreich 
oder Fundamentbereich verlegt sind 
und das Abwasser dem Anschlusskanal 
zuführen (Grundleitungen), Hebeanlagen, 
abflusslose Gruben und Kleinkläranlagen.

II. Teil –  
Anschluss und Benutzung
§ 3  Berechtigung und Verpflichtung 

zum Anschluss und zur Benutzung
(1) Die Eigentümer von Grundstücken, auf 
denen Abwasser anfällt, sind nach näherer 
Bestimmung dieser Satzung berechtigt 
und verpflichtet, ihre Grundstücke an 
die öffentlichen Abwasseranlagen anzu-
schließen, diese zu benutzen und das 
gesamte auf den Grundstücken anfallende 
Abwasser dem AZV im Rahmen des § 50 
SächsWG zu überlassen, soweit der AZV 
zur Abwasserbeseitigung verpflichtet ist 
(Anschluss- und Benutzungszwang). Der 
Erbbauberechtigte oder sonst dinglich 
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zur baulichen Nutzung des Grundstücks 
Berechtigte tritt an die Stelle des Eigen-
tümers.
(2) Die Benutzungs- und Überlassungs-
pflicht nach Abs. 1 trifft auch die sonst 
zur Nutzung eines Grundstücks oder einer 
Wohnung berechtigten Personen.
(3) Grundstücke sind, wenn sie mit einer 
baulichen Anlage versehen werden, anzu-
schließen, sobald die für sie bestimmten 
öffentlichen Abwasseranlagen betriebsfer-
tig hergestellt sind. Wird die öffentliche 
Abwasseranlage erst nach Errichtung einer 
baulichen Anlage hergestellt, so ist das 
Grundstück innerhalb von sechs Mona-
ten nach der betriebsfertigen Herstellung 
anzuschließen.
(4) Unbebaute Grundstücke sind anzu-
schließen, wenn der Anschluss im Inter-
esse der öffentlichen Gesundheitspflege, 
des Verkehrs oder aus anderen Gründen 
des öffentlichen Wohls geboten ist.
(5) Abwasser, das auf Grundstücken 
anfällt, die nicht an die öffentlichen 
Abwasseranlagen angeschlossen sind, hat 
der nach den Abs. 1 und 2 Verpflichtete 
dem AZV oder dem von ihm beauftragten 
Unternehmer zu überlassen (Benutzungs-
zwang). Dies gilt nicht für Niederschlags-
wasser, soweit dieses auf andere Weise 
ordnungsgemäß beseitigt wird.
(6) Bei Grundstücken, die nach dem 
Abwasserbeseitigungskonzept des AZV 
nicht oder noch nicht an einen öffent-
lichen Abwasserkanal angeschlossen 
werden können, kann der Grundstück-
seigentümer oder der sonstige nach § 
3 Abs. 1 Verpflichtete den Anschluss 
seines Grundstücks verlangen, wenn er 
den für den Bau des öffentlichen Kanals 
entstehenden Aufwand übernimmt und auf 
Verlangen angemessene Sicherheit leistet. 
Einzelheiten, insbesondere die Frage, wer 
den Unterhalts- und Erneuerungsaufwand 
trägt, werden durch einen öffentlich-
rechtlichen Vertrag geregelt.
(7) Bringt ein Grundstückseigentümer die 
auf dem Grundstück anfallenden Abwäs-
ser, die eine gesonderte Behandlung in 
einem öffentlichen Klärwerk bedürfen, 
über einen privaten Abwasserkanal zu 
diesem Klärwerk, ist eine gesonderte 
Vereinbarung zur Kostenbeteiligung zu 
treffen.
(8) Nicht reinigungsbedürftige oder 
gleichwertig vorgereinigte Industrieab-
wässer unterliegen nicht der Berechtigung 
bzw. der Verpflichtung zum Anschluss und 

zur Benutzung gemäß Absatz 1. Werden 
nicht reinigungsbedürftige oder gleichwer-
tig vorgereinigte Industrieabwässer in die 
öffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet 
und in einem Klärwerk behandelt, wird 
eine gesonderte Vereinbarung zur Kosten-
beteiligung getroffen.

§ 4  Anschlussstelle,  
vorläufiger Anschluss

(1) Wenn der Anschluss eines Grundstücks 
an die nächstliegende öffentliche Abwas-
seranlage technisch unzweckmäßig oder 
die Ableitung des Abwassers über diesen 
Anschluss für die öffentliche Abwasseran-
lage nachteilig wäre, kann der AZV ver-
langen oder gestatten, dass das Grundstück 
an eine andere öffentliche Abwasseranlage 
angeschlossen wird.
(2) Ist die für ein Grundstück bestimmte 
öffentliche Abwasseranlage noch nicht 
erstellt, kann der AZV den vorläufigen 
Anschluss an eine andere öffentliche 
Abwasseranlage gestatten oder verlangen.

§ 5  Befreiungen vom Anschluss- und 
Benutzungszwang

Von der Verpflichtung zum Anschluss 
an die öffentliche Abwasserbeseitigung 
und von der Verpflichtung zur Benutzung 
deren Einrichtungen können die nach § 3 
Abs. 1, 2 und 5 Verpflichteten auf Antrag 
insoweit und solange befreit werden, als 
ihnen der Anschluss oder die Benutzung 
wegen ihres, die öffentlichen Belange 
überwiegenden, privaten Interesses an der 
eigenen Beseitigung des Abwassers nicht 
zugemutet werden kann und die Befreiung 
wasserwirtschaftlich unbedenklich ist. 
Die Befreiung vom Anschluss- und Benut-
zungszwang kann unter Bedingungen und 
Auflagen erteilt werden.

§ 6 Allgemeine Ausschlüsse
(1) Von der öffentlichen Abwasserbeseiti-
gung sind sämtliche Stoffe ausgeschlossen, 
die die Reinigungswirkung der Klärwerke, 
den Betrieb der Schlammbehandlungsan-
lagen, die Schlammbeseitigung oder die 
Schlammverwertung beeinträchtigen, das 
Material der öffentlichen Abwasseranla-
gen und/ oder Transportfahrzeuge angrei-
fen, ihren Betrieb, ihre Funktionsfähigkeit 
oder Unterhaltung behindern, erschweren 
oder gefährden können, oder die den in 
öffentlichen Abwasseranlagen arbeiten-
den Personen oder dem Vorfluter schaden 
können. Dies gilt auch für Flüssigkeiten, 
Gase und Dämpfe.
(2) Insbesondere sind ausgeschlossen:

  1. Stoffe – auch in zerkleinertem 
Zustand –, die zu Ablagerungen oder 
Verstopfungen in den öffentlichen 
Abwasseranlagen führen können 
(z. B. Kehricht, Schutt, Mist, Sand, 
Küchenabfälle, Asche, Zellstoffe, 
Textilien, Schlachtabfälle, Tierkörper, 
Panseninhalt, Schlempe, Trub, Trester, 
hefehaltige Rückstände, Schlamm, 
Haut- und Lederabfälle, Glas und 
Kunststoffe);

  2. feuergefährliche, explosive, gif-
tige, fett- oder ölhaltige Stoffe (z. B. 
Benzin, Karbid, Phenole, Öle und 
dergl.), Säuren, Laugen, Salze, Reste 
von Pflanzenschutzmitteln oder ver-
gleichbaren Chemikalien, Blut, mit 
Krankheitskeimen behaftete Stoffe und 
radioaktive Stoffe;

  3. Jauche, Gülle, Abgänge aus Tierhal-
tungen, Silosickersaft und Molke;

  4. faulendes und sonst übelriechendes 
Abwasser (z. B. milchsaure Konzen-
trate, Krautwasser);

  5. Abwasser, das schädliche oder belä-
stigende Gase oder Dämpfe verbreiten 
kann;

  6. farbstoffhaltiges Abwasser, dessen 
Entfärbung im Klärwerk nicht gewähr-
leistet ist;

  7. Abwasser, das einem wasserrecht-
lichen Bescheid nicht entspricht;

  8. Abwasser, dessen chemische und 
physikalische Eigenschaften Werte 
aufweist, die über den allgemei-
nen Richtwerten für die wichtigsten 
Beschaffenheitskriterien der Anlage I 
des Arbeitsblattes ATV-DVWKM 115 
sowie des Merkblattes ATV-DVWKM 
115 sowie des Merkblattes DWA-M 
115/2 der Deutschen Vereinigung 
für Wasserwirtschaft, Abwasser und 
Abfall e. V. (DWA) in der jeweils gül-
tigen Fassung liegt.

(3) Der AZV kann im Einzelfall weiterge-
hende Anforderungen stellen, wenn dies 
für den Betrieb der öffentlichen Abwas-
seranlagen erforderlich ist.
(4) Der AZV kann im Einzelfall Ausnah-
men von den Bestimmungen der Abs. 1 bis 
3 zulassen, wenn öffentliche Belange nicht 
entgegenstehen, die Versagung der Aus-
nahme im Einzelfall eine unbillige Härte 
bedeuten würde und der Antragsteller evtl. 
entstehende Mehrkosten übernimmt.
(5) § 50 Abs. 3 bis 6 SächsWG bleibt 
unberührt.
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§ 7 Einleitungsbeschränkungen
(1) Der AZV kann im Einzelfall die Ein-
leitung von Abwasser von einer Vorbe-
handlung, Drosselung oder Speicherung 
abhängig machen, wenn seine Beschaf-
fenheit oder Menge dies insbesondere im 
Hinblick auf den Betrieb der öffentlichen 
Abwasseranlagen oder auf sonstige öffent-
liche Belange erfordert.
(2) Abwasser darf durch den Grundstück-
seigentümer oder den sonstigen nach § 3 
Abs. 1 und 2 Verpflichteten nur dann in 
öffentliche Abwasseranlagen, die nicht an 
ein öffentliches Klärwerk angeschlossen 
sind, eingeleitet werden, wenn dieses 
zuvor ausreichend und dem Stand der 
Technik entsprechend behandelt worden 
ist. Für vorhandene Einleitungen kann der 
AZV die Einhaltung von bestimmten Ein-
leitwerten festlegen und für die Erfüllung 
dieser Pflichten bestimmte Fristen setzen, 
um eine Begrenzung der kommunalen 
Einleitwerte nach dem Stand der Tech-
nik gemäß Satz 1 in den durch den AZV 
festgelegten Zeiträumen sicherzustellen. 
Erfüllt der Grundstückseigentümer oder 
der sonstige nach § 3 Abs. 1 und 2 Ver-
pflichtete die Festlegungen innerhalb der 
gesetzten Frist nicht, kann der AZV ihn 
von der Einleitung ausschließen. § 31 Abs. 
1 bleibt unberührt.
(3) Die Einleitung von Abwasser, das der 
Beseitigungspflicht nicht unterliegt und 
von sonstigem Wasser bedarf der schrift-
lichen Genehmigung des AZV.

§ 8 Eigenkontrolle und Wartung
(1) Der AZV kann verlangen, dass auf 
Kosten des Grundstückseigentümers 
oder des sonstigen nach § 3 Abs. 1 und 
2 Verpflichteten Vorrichtungen zur Mes-
sung und Registrierung der Abflüsse und 
der Beschaffenheit der Abwässer zur 
Bestimmung der Schadstofffracht in die 
private Grundstücksentwässerungsanlage 
eingebaut oder an sonst geeigneter Stelle 
auf dem Grundstück angebracht, betrieben 
und in ordnungsgemäßem Zustand gehal-
ten werden.
(2) Die Eigenkontrolle und Wartung einer 
Kleinkläranlage bzw. einer abflusslosen 
Grube hat den Anforderungen der Verord-
nung des Sächsischen Staatsministeriums 
für Umwelt und Landwirtschaft zu den 
Anforderungen an Kleinkläranlagen und 
abflusslosen Gruben, über deren Eigen-
kontrolle und Wartung sowie deren Über-
wachung (Kleinkläranlagenverordnung) in 
der jeweils geltenden Fassung zu genügen. 

Danach erforderliche Wartungen einer 
Kleinkläranlage sind durch den Hersteller 
oder einen Fachbetrieb (Fachkundigen 
gemäß Bauartzulassung) auszuführen. Das 
Betriebsbuch einer Kleinkläranlage bzw. 
einer abflusslosen Grube ist nach deren 
endgültiger Stilllegung bis zum Ende des 
5. folgenden Kalenderjahres aufzubewah-
ren. Im Falle eines Rechtsstreits ist das 
Betriebsbuch bis zum Ablauf eines Jahres 
nach dessen rechtskräftigem Abschluss 
aufzubewahren.
(3) Der AZV kann – soweit Abs. 2 nicht 
zur Anwendung kommt – in entsprechen-
der Anwendung der Vorschriften der Ver-
ordnung des Sächsischen Staatsministeri-
ums für Umwelt und Landwirtschaft über 
Art und Häufigkeit der Eigenkontrolle von 
Abwasseranlagen und Abwassereinlei-
tungen (Eigenkontrollverordnung) in der 
jeweils geltenden Fassung auch verlangen, 
dass eine Person bestimmt wird, die für die 
Bedienung der Anlage und für die Führung 
des Betriebstagebuchs verantwortlich 
ist. Das Betriebstagebuch ist mindestens 
fünf Jahre lang, vom Datum der letzten 
Eintragung oder des letzten Beleges an 
gerechnet, aufzubewahren und dem AZV 
auf Verlangen vorzulegen. Im Falle eines 
Rechtsstreits ist das Betriebstagebuch 
bis zum Ablauf eines Jahres nach dessen 
rechtskräftigem Abschluss aufzubewah-
ren.

§ 9 Abwasseruntersuchungen
(1) Der AZV kann vom Grundstücksei-
gentümer oder von den sonstigen nach § 
3 Abs. 1 Verpflichteten oder von den sonst 
zur Nutzung eines Grundstücks oder einer 
Wohnung berechtigten Personen Auskunft 
über die Art und Menge des eingeleiteten 
oder einzuleitenden Abwassers verlangen. 
Bevor erstmalig Abwasser eingeleitet 
wird oder wenn Art und Menge des ein-
geleiteten Abwassers nachhaltig geändert 
werden, ist dem AZV auf Verlangen nach-
zuweisen, dass das Abwasser keine Stoffe 
enthält, die unter das Verbot des § 6 Abs. 
1 und 2 fallen.
(2) Der AZV kann bei Bedarf Abwasserun-
tersuchungen vornehmen. Er bestimmt, in 
welchen Abständen die Proben zu entneh-
men sind, durch wen die Proben zu entneh-
men sind und wer sie untersucht. Für das 
Zutrittsrecht gilt § 18 Abs. 2 entsprechend.
(3) Die Kosten einer Abwasseruntersu-
chung trägt der Grundstückseigentümer 
oder sonstige nach § 3 Abs. 1 Verpflichtete, 
wenn 

1. die Ermittlungen ergeben, dass Vor-
schriften oder auferlegte Verpflichtungen 
nicht erfüllt worden sind oder
2. wegen der besonderen Verhältnisse 
eine ständige Überwachung geboten ist.
(4) Wenn bei einer Untersuchung des 
Abwassers Mängel festgestellt werden, 
hat der Grundstückseigentümer oder der 
sonstige nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflich-
tete diese unverzüglich zu beseitigen. 

§ 10 Grundstücksbenutzung
Die Grundstückseigentümer und sonstige 
nach § 3 Abs. 1 Verpflichtete sind im 
Rahmen der Vorschrift der § 93 WHG, § 
95 SächsWG verpflichtet, für Zwecke der 
öffentlichen Abwasserbeseitigung das Ver-
legen von Kanälen einschließlich Zubehör 
zur Ab- und Fortleitung gegen Entschädi-
gung zu dulden. Sie haben insbesondere 
den Anschluss anderer Grundstücke an die 
Anschlusskanäle zu ihren Grundstücken 
zu dulden.

III. Teil – Anschlusskanäle 
und private Grundstücks-
entwässerungsanlagen
§ 11 Anschlusskanäle
(1) Anschlusskanäle (§ 2 Abs. 2 Satz 3) 
werden vom AZV hergestellt, unterhalten, 
erneuert, geändert, abgetrennt und besei-
tigt.
(2) Art, Zahl und Lage der Anschlusska-
näle sowie deren Änderung werden nach 
Anhörung des Grundstückseigentümers 
oder sonstiger nach § 3 Abs. 1 Verpflich-
teter und unter Wahrung ihrer berechtigten 
Interessen vom AZV bestimmt.
(3) Der AZV stellt die für den erstmaligen 
Anschluss eines Grundstücks notwendigen 
Anschlusskanäle bereit. Jedes Grundstück 
erhält mindestens einen Anschlusskanal. 
Werden Grundstücke im Trennsystem 
entwässert, gelten die Schmutzwasser- 
und Regenwasseranschlusskanäle als ein 
Anschlusskanal im Sinne des Satzes 2. 
(4) In besonders begründeten Fällen (ins-
besondere bei Sammelgaragen, Reihen-
häusern, Grundstücksteilung nach Verle-
gung des Anschlusskanals) kann der AZV 
den Anschluss mehrerer Grundstücke 
über einen gemeinsamen Anschlusskanal 
vorschreiben oder auf Antrag zulassen.
(5) Die Kosten der für den erstmaligen 
Anschluss eines Grundstücks notwendi-
gen Anschlusskanäle (Abs. 3 und 4) sind 
bei der Einrichtung 1 durch die Abwasser-
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gebühr nach § 25 und § 26 abgegolten. Bei 
den Einrichtungen 2 und 3 werden diese 
Kosten durch die Abwassergebühren nach 
den §§ 25 und 26 und den Abwasserbeitrag 
nach § 15 der Satzung über die Erhebung 
von Beiträgen für die öffentliche Abwas-
serbeseitigung des Abwasserzweckver-
bandes „Oberes Zschopau- und Sehmatal“ 
(Abwasserbeitragssatzung – AbwBS) 
abgegolten.

§ 12  Sonstige Anschlüsse,  
Aufwandsersatz

(1) Der AZV kann auf Antrag des Grund-
stückseigentümers oder sonstiger nach 
§ 3 Abs. 1 Verpflichteten weitere sowie 
vorläufige oder vorübergehende Anschlus-
skanäle herstellen. Als weitere Anschlus-
skanäle gelten bei den Einrichtungen 2 und 
3 auch Anschlusskanäle für Grundstücke, 
die nach Entstehen der erstmaligen Bei-
tragspflicht neu gebildet wurden. 
(2) Den tatsächlich entstandenen Aufwand 
für die Herstellung, Unterhaltung, Erneue-
rung, Veränderung und Beseitigung der in 
Abs. 1 genannten Anschlusskanäle trägt 
derjenige, der im Zeitpunkt der Herstel-
lung des Anschlusskanals, im Übrigen im 
Zeitpunkt der Beendigung der Maßnahme 
Grundstückseigentümer oder sonstiger 
nach § 3 Abs. 1 Verpflichteter ist, soweit 
die Herstellung oder die Maßnahmen von 
ihm zu vertreten sind oder ihm dadurch 
Vorteile zuwachsen. 
(3) Der Anspruch auf Ersatz des Auf-
wandes entsteht mit der Herstellung des 
Anschlusskanals, im Übrigen mit der 
Beendigung der Maßnahme.
(4) Der Aufwandsersatz wird einen Monat 
nach Bekanntgabe des Abgabenbescheides 
fällig.

§ 13 Genehmigungen
(1) Der schriftlichen Genehmigung des 
AZV bedürfen:
  1. die Herstellung der privaten Grund-

stücksentwässerungsanlagen, deren 
Anschluss sowie deren Änderung;

  2. die Benutzung der öffentlichen 
Abwasseranlagen sowie die Änderung 
der Benutzung.

Bei vorübergehenden oder vorläufigen 
Anschlüssen wird die Genehmigung 
widerruflich oder befristet ausgesprochen.
(2) Einem unmittelbaren Anschluss steht 
der mittelbare Anschluss (z. B. über beste-
hende private Grundstücksentwässerungs-
anlagen) gleich.

(3) Für die den Anträgen beizufügenden 
Unterlagen gelten die Vorschriften des § 
1 der Verordnung des Sächsischen Staats-
ministeriums des Innern zur Durchführung 
der Sächsischen Bauordnung (SächsBO-
DurchführVO) in der jeweils geltenden 
Fassung sinngemäß. Die zur Anfertigung 
der Pläne erforderlichen Angaben (Höhen-
lage des Kanals, Lage der Anschlussstelle 
und Höhenfestpunkte) sind beim AZV 
einzuholen.

§ 14  Regeln der Technik für private 
Grundstücksentwässerungsan-
lagen

(1) Die privaten Grundstücksentwässe-
rungsanlagen (§ 2 Abs. 3) sind nach den 
gesetzlichen Vorschriften und den allge-
mein anerkannten Regeln der Technik 
herzustellen und zu betreiben. Allgemein 
anerkannte Regeln der Technik sind ins-
besondere die technischen Bestimmungen 
für den Bau, den Betrieb und die Unter-
haltung von Abwasseranlagen.
(2) Der AZV ist berechtigt, weitere tech-
nische Anforderungen an den Grund-
stücksanschluss und andere Anlagenteile 
sowie den Betrieb der privaten Grund-
stücksentwässerungsanlagen festzulegen, 
soweit dies aus Gründen der sicheren und 
störungsfreien Entsorgung, insbesondere 
im Hinblick auf die Erfordernisse der 
öffentlichen Abwasserbeseitigungsein-
richtung notwendig ist. Diese werden im 
Genehmigungsbescheid zur Abwasserein-
leitung festgelegt.

§ 15  Herstellung, Änderung und 
Unterhaltung der privaten 
Grundstücksentwässerungsan-
lagen

(1) Die privaten Grundstücksentwäs-
serungsanlagen (§ 2 Abs. 3) sind vom 
Grundstückseigentümer oder dem son-
stigen nach § 3 Abs. 1 Verpflichteten auf 
seine Kosten herzustellen, zu unterhalten 
und nach Bedarf gründlich zu reinigen.
(2) Der AZV ist im technisch erforderli-
chen Umfang befugt, mit dem Bau der 
Anschlusskanäle einen Teil der priva-
ten Grundstücksentwässerungsanlagen, 
einschließlich der Prüf-, Kontroll- und 
Übergabeschächte mit den gemäß § 8 Abs. 
1 erforderlichen Messeinrichtungen, her-
zustellen und zu erneuern. Der Aufwand 
ist dem AZV vom Grundstückseigentümer 
oder dem sonstigen nach § 3 Abs. 1 Ver-
pflichteten zu ersetzen. § 12 Abs. 3 und 4 
gelten entsprechend.
(3) Der Grundstückseigentümer oder der 

sonstige nach § 3 Abs. 1 Verpflichtete 
hat die Verbindung der privaten Grund-
stücksentwässerungsanlagen mit den 
öffentlichen Abwasseranlagen im Ein-
vernehmen mit dem AZV herzustellen. 
Grundleitungen sind in der Regel mit 
mindestens 150 mm Nennweite auszufüh-
ren. Der letzte Schacht mit Reinigungsrohr 
ist so nahe wie technisch möglich an die 
öffentliche Abwasseranlage zu setzen; er 
muss stets zugänglich und bis auf Rück-
stauebene (§ 17) wasserdicht ausgeführt 
sein. In den nach dem Trennverfahren 
entwässerten Gebieten darf das auf dem 
Grundstück anfallende Niederschlags- und 
sonstige Wasser nur in den öffentlichen 
Niederschlagswasserkanal und das auf 
dem Grundstück anfallende Schmutzwas-
ser nur in den öffentlichen Schmutzwas-
serkanal eingeleitet werden.
(4) Bestehende private Grundstücksent-
wässerungsanlagen sind vom Grundstück-
seigentümer oder dem sonstigen nach § 3 
Abs. 1 Verpflichteten auf seine Kosten zu 
ändern, wenn Menge oder Art des Abwas-
sers dies notwendig machen.
(5) Änderungen an einer privaten Grund-
stücksentwässerungsanlage, die infolge 
einer nicht vom Grundstückseigentümer 
oder dem sonstigen nach § 3 Abs. 1 Ver-
pflichteten zu vertretenden Änderung der 
öffentlichen Abwasseranlagen notwendig 
werden, führt der AZV auf seine Kosten 
aus, sofern nichts anderes bestimmt ist. 
Dies gilt nicht, wenn die Änderung oder 
Stilllegung der privaten Grundstücks-
entwässerungsanlagen dem erstmaligen 
leitungsgebundenen Anschluss an die 
öffentliche Abwasseranlage dient oder 
für Grundstücke, die einen erstmaligen 
Anschluss an die zentrale Abwasserent-
sorgung erhalten.
(6) Wird eine private Grundstücksent-
wässerungsanlage – auch vorübergehend 
– außer Betrieb gesetzt, so kann der AZV 
den Anschlusskanal verschließen oder 
beseitigen. Der Aufwand ist vom Grund-
stückseigentümer oder dem sonstigen nach 
§ 3 Abs. 1 Verpflichteten zu ersetzen. § 
12 Abs. 3 und 4 gelten entsprechend. Der 
AZV kann die Ausführung der in Satz 1 
genannten Maßnahmen auf den Grund-
stückseigentümer oder den sonstigen nach 
§ 3 Abs. 1 Verpflichteten übertragen.
(7) Stillgelegte private Kleinkläranlagen 
und private abflusslose Gruben (§ 19 
Abs. 9) sind nach Entleerung und Reinigung 
mit geeignetem Material zu verfüllen oder 
zu Reinigungsschächten umzubauen oder 
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zu beseitigen. Der Umbau zu Speichern für 
die Sammlung von Niederschlagswasser 
kann vom AZV auf Antrag des Grundstück-
seigentümers oder des sonstigen nach § 3 
Abs. 1 Verpflichteten zugelassen werden. 
Dem Antrag sind Nachweise der vollstän-
digen Entleerung und ordnungsgemäßen 
Reinigung beizufügen. 

§ 16  Abscheider, Hebeanlagen, 
Pumpen, Zerkleinerungsgeräte, 
Toiletten mit Wasserspülung

(1) Auf Grundstücken, auf denen Fette, 
Leichtflüssigkeiten wie Benzin und 
Benzol sowie Öle oder Ölrückstände 
in das Abwasser gelangen können, sind 
Vorrichtungen zur Abscheidung dieser 
Stoffe aus dem Abwasser (Abscheider 
mit dazugehörigen Schlammfängen) 
einzubauen, zu betreiben, zu unterhalten 
und zu erneuern. Die Abscheider mit den 
dazugehörigen Schlammfängen sind vom 
Grundstückseigentümer oder den sonsti-
gen nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichteten 
in regelmäßigen Zeitabständen, darüber 
hinaus bei besonderem Bedarf zu leeren 
und zu reinigen. Bei schuldhafter Säumnis 
ist er dem AZV schadenersatzpflichtig. 
Für die Beseitigung der anfallenden Stoffe 
gelten die Vorschriften über die Abfallent-
sorgung.
(2) Der AZV kann vom Grundstücksei-
gentümer oder dem sonstigen nach § 3 
Abs. 1 Verpflichteten im Einzelfall den 
Einbau und den Betrieb einer Abwasser-
hebeanlage verlangen, wenn dies für die 
Ableitung des Abwassers notwendig ist; 
dasselbe gilt für Pumpanlagen bei Grund-
stücken, die an Abwasserdruckleitungen 
angeschlossen werden. Die Kosten hierfür 
trägt der Grundstückseigentümer oder der 
sonstige nach § 3 Abs. 1 Verpflichtete.
(3) Zerkleinerungsgeräte für Küchenab-
fälle, Müll, Papier und dergleichen sowie 
Handtuchspender mit Spülvorrichtung 
dürfen nicht an private Grundstücksent-
wässerungsanlagen angeschlossen werden.
(4) Auf Grundstücken, die an die öffent-
liche Abwasserbeseitigung mit Abwasser-
reinigung durch ein öffentliches Klärwerk 
angeschlossen sind, sind in Gebäuden 
mit Aufenthaltsräumen nur Toiletten mit 
Wasserspülung zulässig.
(5) § 14 gilt entsprechend.

§ 17 Sicherung gegen Rückstau
Abwasseraufnahmeeinrichtungen der 
privaten Grundstücksentwässerungsan-
lagen, z. B. Toiletten mit Wasserspülung, 

Bodenabläufe, Ausgüsse, Spülen, Wasch-
becken und dergleichen, die tiefer als die 
Straßenoberfläche an der Anschlussstelle 
der Grundstücksentwässerung (Rückstau-
ebene) liegen, müssen vom Grundstück-
seigentümer oder dem sonstigen nach § 
3 Abs. 1 Verpflichteten auf seine Kosten 
gegen Rückstau gesichert werden. Im 
Übrigen hat der Grundstückseigentümer 
oder der sonstige nach § 3 Abs. 1 Ver-
pflichtete für rückstaufreien Abfluss des 
Abwassers zu sorgen. § 15 Abs. 5 gilt 
entsprechend.

§ 18  Abnahme und Prüfung der 
privaten Grundstücksentwässe-
rungsanlagen, Zutrittsrecht

(1) Die private Grundstücksentwässe-
rungsanlage darf erst nach Abnahme durch 
den AZV in Betrieb genommen werden. 
Die Abnahme der privaten Grundstück-
sentwässerungsanlage befreit den Bau-
herrn, den Planverfasser, den Bauleiter 
und den ausführenden Unternehmer nicht 
von ihrer Verantwortlichkeit für die vor-
schriftsmäßige und fehlerfreie Ausführung 
der Arbeiten.
(2) Der AZV ist berechtigt, die privaten 
Grundstücksentwässerungsanlagen zu 
prüfen. Den mit der Überwachung der 
Anlagen beauftragten Personen ist zu allen 
Teilen der privaten Grundstücksentwäs-
serungsanlagen Zutritt zu gewähren. Sie 
dürfen Wohnungen nur mit Einwilligung 
des Berechtigten, Betriebs- und Geschäfts-
räume ohne Einwilligung nur in den Zeiten 
betreten, in denen sie normalerweise für 
die jeweilige geschäftliche oder betriebli-
che Nutzung offen stehen. Grundstücksei-
gentümer und die sonstigen nach § 3 Abs. 
1 und 2 Verpflichteten sind verpflichtet, 
die Ermittlungen und Prüfungen nach den 
Sätzen 1 und 2 zu dulden und dabei Hilfe 
zu leisten. Sie haben den zur Prüfung des 
Abwassers notwendigen Einblick in die 
Betriebsvorgänge zu gewähren und die 
sonst erforderlichen Auskünfte zu erteilen.
(3) Werden bei der Prüfung der priva-
ten Grundstücksentwässerungsanlagen 
Mängel festgestellt, hat sie der Grund-
stückseigentümer oder die sonstigen nach 
§ 3 Abs. 1 Verpflichteten unverzüglich auf 
eigene Kosten zu beseitigen.
(4) Durch Vornahme der Prüfung von 
Grundstücksentwässerungsanlagen sowie 
durch deren Anschluss an die öffentliche 
Abwasserbeseitigungsanlage übernimmt 
der AZV keine Haftung für Mängel an der 
Grundstücksentwässerungsanlage.

§ 19  Private Kleinkläranlagen und 
private abflusslose Gruben

(1) Die Entsorgung des Schlammes aus 
privaten Kleinkläranlagen mit biologi-
scher Reinigungsstufe und des Inhaltes 
abflussloser Gruben erfolgt bedarfsge-
recht, für alle anderen Anlagen und in 
den Fällen des Abs. 3 Satz 4 erfolgt sie 
regelmäßig oder nach Bedarf.
(2) Die bedarfsgerechte oder regelmäßige 
Entsorgung erfolgt zu dem vom AZV 
für jede Kleinkläranlage und abflusslose 
Grube unter Berücksichtigung der Her-
stellerhinweise, der DIN 4261 Teil 1 in der 
jeweils geltenden Ausgabe bzw. der DIN 
EN 12566 Teil 1 in der jeweils geltenden 
Ausgabe, sowie den Bestimmungen der 
allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung 
festgelegten Zeitpunkt oder mindestens in 
den in der wasserrechtlichen Entscheidung 
festgelegten Abständen. Die DIN und DIN 
EN-Normen sind im Beuth Verlag GmbH, 
Berlin, erschienen und beim Deutschen 
Patent- und Markenamt in München archi-
vmäßig gesichert niedergelegt.
(3) Voraussetzung für eine bedarfsge-
rechte Fäkalschlammentsorgung ist, dass 
der Grundstückseigentümer oder der son-
stige nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete 
regelmäßig eine fachgerechte Schlamm-
spiegelmessung durchführen lässt und 
dem AZV den etwaigen Bedarf für eine 
Entleerung unverzüglich anzeigt. Erfolgt 
anlässlich der Wartung einer Kleinkläran-
lage eine Schlammspiegelmessung, so ist 
das Messprotokoll dem AZV unverzüglich 
zuzusenden; Abs. 8 a) bleibt unberührt. 
Die Anzeige hat für abflusslose Gruben 
spätestens dann zu erfolgen, wenn diese 
bis auf 50 cm unter Zulauf angefüllt sind. 
Wird keine Schlammspiegelmessung 
durchgeführt oder werden die Ergebnisse 
der Messungen nicht rechtzeitig nach Satz 
1 bis 3 dem AZV mitgeteilt, so erfolgt eine 
regelmäßige Entsorgung.
(4) Der AZV kann die unter Abs. 1 fallen-
den Abwasseranlagen auch zwischen den 
nach Abs. 1 und 2 festgelegten Terminen 
und ohne Anzeige nach Abs. 3 entsorgen, 
wenn aus Gründen der Wasserwirtschaft 
ein sofortiges Leeren erforderlich ist.
(5) Der Grundstückseigentümer oder der 
sonstige nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflich-
tete ist dafür verantwortlich, dass die 
unter Abs. 1 fallenden Abwasseranlagen 
jederzeit zum Zwecke des Abfahrens 
des Abwassers zugänglich sind und sich 
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der Zugang in einem verkehrssicheren 
Zustand befindet.
(6) Zur Entsorgung und zur Überwachung 
der Abwasseranlagen nach Abs. 7 und 8 
ist den Beauftragten des AZV ungehindert 
Zutritt zu allen Teilen der privaten Klein-
kläranlagen und abflusslosen Gruben zu 
gewähren. 
(7) Die Überwachung der Eigenkontrolle 
und Wartung der privaten Kleinkläran-
lagen und privaten abflusslosen Gruben 
erfolgt auf Grundlage der Kleinkläranla-
genverordnung. Durch den AZV festge-
stellte und gegenüber dem Grundstücks-
eigentümer oder dem sonstigen nach § 3 
Abs. 1 und 2 Verpflichteten beanstandete 
Mängel sind von diesem innerhalb der 
gesetzten Frist zu beheben; der AZV ist 
hierüber unverzüglich schriftlich in Kennt-
nis zu setzen.
(8) Die Überwachung der Eigenkontrolle 
im Sinne des Abs. 7 Satz 1 wird wie folgt 
durchgeführt:
  a) Der Grundstückseigentümer bzw. 

der nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete 
hat dem AZV bei Kleinkläranlagen, für 
die die Wartung durch den Hersteller 
oder einen Fachbetrieb vorgeschrie-
ben ist, den Wartungsvertrag und die 
Wartungsprotokolle auf Verlangen, 
mindestens jedoch alle drei Jahre vor-
zulegen.

  b) Bei sonstigen Kleinkläranlagen und 
abflusslosen Gruben erfolgt die Über-
wachung durch Einsichtnahme in das 
Betriebsbuch und Sichtkontrolle der 
Anlage anlässlich der Fäkalschlamm-
abfuhr oder Entleerung der abflusslo-
sen Gruben.

  c) Der AZV behält sich vor, Sichtkon-
trollen der Anlagen nach Buchst. a) 
und b) durchzuführen.

(9) Kleinkläranlagen, abflusslose Gruben 
und deren Nebeneinrichtungen sind unver-
züglich außer Betrieb zu setzen, sobald das 
Grundstück an ein öffentliches Klärwerk 
angeschlossen ist. Den Aufwand für die 
Stilllegung trägt der Grundstückseigen-
tümer oder der sonstige nach § 3 Abs. 1 
Verpflichtete.
(10) Der AZV kann in begründeten 
Einzelfällen den Entsorgungsrhythmus 
von Kleinkläranlagen und abflusslosen 
Gruben auf Antrag anderweitig festlegen, 
sofern das öffentliche Wohl damit nicht 
beeinträchtigt wird.
(11) § 18 Abs. 2 gilt entsprechend.

IV. Teil –  
Abwassergebühren
§ 20 Erhebungsgrundsatz
(1) Der AZV erhebt für die Benutzung der 
öffentlichen Abwasseranlagen Abwasser-
gebühren.
(2) Für die Bereithaltung der Abwasseran-
lagen und die Einleitung oder Verbringung 
des Abwassers in die Abwasseranlage 
erhebt der AZV Abwassergebühren für die 
Teilleistung zentrale Abwasserentsorgung 
als Grundgebühr (§ 26) und als Einlei-
tungsgebühr (§ 25 Nr. 1 und 2).
(3) Für die Bereithaltung der Abwasseran-
lagen und die Einleitung oder Verbringung 
des Abwassers zu den öffentlichen Abwas-
seranlagen erhebt der AZV Abwasserent-
sorgungsgebühren für die Teilleistung 
Entnahme von Abwasser (Fäkalabwasser), 
das aus abflusslosen Gruben mit WC-
Anschluss entnommen wird (§ 25 Nr. 3) 
und für Abwasser (Fäkalschlamm), das aus 
abflusslosen Gruben mit Trockenaborten 
und Kleinkläranlagen entnommen wird (§ 
25 Nr. 4).

§ 21 Gebührenschuldner
(1) Schuldner der Abwassergebühr ist 
der Grundstückseigentümer. Der Erbbau-
berechtigte oder der sonst dinglich zur 
baulichen Nutzung Berechtigte ist anstelle 
des Grundstückseigentümers Gebühren-
schuldner. 
Ist der Grundstückseigentümer, der Erb-
bauberechtigte oder der sonst dinglich 
zur baulichen Nutzung Berechtigte nicht 
auffindbar, kann der Zweckverband die 
Personen als Schuldner der Abwasserge-
bühr heranziehen, die Abwasser unmit-
telbar vom Grundstück in Anlagen des 
Zweckverbandes eingeleitet haben. 
(2) Gebührenschuldner für die Abwasser-
gebühr nach § 22 Abs. 4 ist derjenige, der 
das Abwasser anliefert.
(3) Mehrere Gebührenschuldner für das-
selbe Grundstück sind Gesamtschuldner.

§ 22 Gebührenmaßstab
(1) Die Einleitungsgebühr wird nach der 
Abwassermenge bemessen, die auf dem 
an die öffentlichen Abwasseranlagen 
angeschlossenen Grundstück anfällt (§ 23 
Abs. 1). 
(2) Bei Einleitungen nach § 7 Abs. 3 
bemisst sich die Einleitungsgebühr nach 
der eingeleiteten Wassermenge.
(3) Für Abwasser, das aus abflusslosen 

Gruben mit WC-Anschluss bzw. abflus-
slosen Gruben mit Trockenaborten oder 
Kleinkläranlagen entnommen wird (§ 1 
Abs. 2), bemisst sich die Abwasserent-
sorgungsgebühr nach der Menge des 
entnommenen Abwassers. 
(4) Wird Abwasser, das aus abflusslosen 
Gruben mit WC-Anschluss bzw. abflus-
slosen Gruben mit Trockenaborten oder 
Kleinkläranlagen entnommen wird, zu 
einer öffentlichen Abwasserbeseitigungs-
anlage gebracht, bemisst sich die Abwas-
serreinigungsgebühr nach der Menge des 
angelieferten Abwassers.
(5) Für Schmutzwasser, das in öffentliche 
Kanäle eingeleitet wird, die nicht an ein 
öffentliches Klärwerk angeschlossen sind, 
bemisst sich die Abwassergebühr nach der 
entsprechend §§ 23 und 24 ermittelten 
Abwassermenge. Dies gilt auch für Über-
läufe aus privaten Kleinkläranlagen, die 
in einen in Satz 1 genannten öffentlichen 
Kanal entwässern.

§ 23 Abwassermenge
(1) Im jeweiligen Veranlagungszeitraum 
(§ 27 Abs. 2) gilt im Sinne von § 22 Abs. 
1 als angefallene Jahresabwassermenge
  1. bei öffentlicher Wasserversorgung, 

der der Entgeltberechnung zugrunde 
gelegte, Jahreswasserverbrauch;

  2. bei nicht öffentlicher Trink- und 
Brauchwasserversorgung, die dieser 
entnommene Jahreswassermenge und

  3. das auf Grundstücken anfallende 
Niederschlagswasser, soweit es als 
Brauchwasser im Haushalt oder im 
Betrieb genutzt und in die öffentlichen 
Abwasseranlagen eingeleitet wird.

(2) Auf Verlangen des AZV hat der 
Gebührenschuldner bei Einleitungen 
nach § 7 Abs. 3, bei nichtöffentlicher 
Wasserversorgung (Abs. 1 Nr. 2) oder bei 
Nutzung von Niederschlagswasser als 
Brauchwasser (Abs. 1 Nr. 3) geeignete 
Messeinrichtungen auf seine Kosten 
anzubringen und zu unterhalten. Der AZV 
ist berechtigt, die Messeinrichtung auf 
ordnungsgemäßen Zustand zu prüfen.
(3) Kann die angefallene Wassermenge 
nach Abs. 1 und 2 nicht ermittelt werden, 
weil keine geeigneten Messeinrichtungen 
vorhanden sind, ist der AZV berechtigt, 
diese zu schätzen. In diesen Fällen wird 
der Berechnung für Wohngrundstücke eine 
Mindestwassermenge von 32 m³/Einwoh-
ner und Jahr zugrunde gelegt. Für gewerb-
liche Einrichtungen und Betriebe erfolgt 
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die Ermittlung der Mindestwassermenge 
auf Basis der Bemessungsgrundlagen nach 
DIN 4261 Teil 2 bzw. der DIN EN 12566 
Teil 2.
(4) Die Menge des aus abflusslosen 
Gruben mit WC-Anschluss entnommenen 
Fäkalabwassers bzw. des aus abflusslosen 
Gruben mit Trockenaborten oder Klein-
kläranlagen entnommenen Fäkalschlamms 
wird durch Messeinrichtungen an Trans-
portfahrzeugen ermittelt.

§ 24 Absetzungen
(1) Nach § 23 Abs. 1 und 2 ermittelte Was-
sermengen, die nachweislich nicht in die 
öffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet 
wurden, werden auf Antrag des Gebüh-
renschuldners bei der Bemessung der 
Einleitungsgebühr abgesetzt, soweit sie 
5 Kubikmeter pro Jahr und Grundstücks-
anschluss übersteigt. Absetzbar ist nur die 
Wassermenge, die über 5 Kubikmeter pro 
Jahr und Grundstücksanschluss liegt. 
(2) Der Gebührenschuldner hat den Nach-
weis über die abzugsfähige Wassermenge 
durch Messeinrichtungen zu erbringen, 
die den Bestimmungen des Eichgesetzes 
entsprechen müssen (Zählerwechsel bzw. 
Nacheichung alle 6 Jahre). Die Kosten 
für den Einbau, die Wartung und Unter-
haltung der Messeinrichtung trägt der 
Gebührenschuldner. Der Einbau sowie 
der Austausch eines Wasserzählers nach 
Ablauf der Eichgültigkeit sind durch ein 
Installationsunternehmen vorzunehmen 
und zu verplomben. Der Zähler muss 
stationär fest angebracht sein; ein Zähler 
zum Anschrauben an den Außenzapfhahn 
ist nicht zulässig.
Es muss gewährleistet sein, dass über 
diesen Wasserzähler nur Frischwasser-
mengen entnommen werden, die nicht in 
die öffentliche Kanalisation eingeleitet 
werden. Den Einbau der Messeinrichtung, 
den Standort, die Zählernummer sowie 
den Zählerstand am Tage des Einbaus hat 
der Gebührenschuldner dem AZV unver-
züglich mittels eines Formulars anzuzei-
gen und vom Installationsunternehmen 
gegenzeichnen zu lassen.
(3) Wird bei sonstigen Betrieben (z. B. 
Fleischereien, Bäckereien, Wäschereien, 
Tankstellen u.ä.) sowie öffentlichen Ein-
richtungen (z. B. Freibädern) die absetz-
bare Wassermenge nicht durch Messung 
festgestellt, werden die nicht eingeleiteten 
Wassermengen pauschal ermittelt. Die pau-
schale Ermittlung erfolgt entsprechend den 
jeweils gültigen diesbezüglichen Vereinba-

rungen zwischen den jeweiligen Interessen-
vertretungen (Innungen, Berufsverbände) 
und den Dachverbänden der öffentlichen 
Abwasserentsorgungswirtschaft.
Fehlen solche Vereinbarungen, kann der 
AZV auf Kosten des Antragstellers ggf. 
ein Gutachten verlangen.
(4) Für landwirtschaftliche Betriebe 
soll der Nachweis durch Messungen 
eines besonderen Wasserzählers erbracht 
werden. Dabei muss gewährleistet sein, 
dass über diesen Wasserzähler nur solche 
Frischwassermengen entnommen werden 
können, die in der Landwirtschaft ver-
wendet werden und deren Einleitung als 
Abwasser nach § 6, insbesondere Abs. 2 
Nr. 3 ausgeschlossen ist. 
(5) Wird bei landwirtschaftlichen Betrie-
ben die abzusetzende Wassermenge nicht 
durch Messungen nach Abs. 2 festgestellt, 
werden die nicht eingeleiteten Wassermen-
gen pauschal ermittelt. Dabei gilt als nicht 
eingeleitete Wassermenge im Sinne von 
Abs. 1:
  1. je Vieheinheit bei Pferden, Rindern, 

Schafen, Ziegen und Schweinen 15 
Kubikmeter/ Jahr und

  2. je Vieheinheit Geflügel 5 Kubik-
meter/ Jahr.

Der Umrechnungsschlüssel für Tierbe-
stände in Vieheinheiten gem. § 51 des 
Bewertungsgesetzes in der jeweils gelten-
den Fassung ist entsprechend anzuwenden. 
Für den Viehbestand ist der Stichtag 
maßgebend, nach dem sich die Erhebung 
der Tierseuchenbeiträge für das laufende 
Jahr richtet. Diese pauschal ermittelte, 
nicht eingeleitete Wassermenge wird von 
der gesamten verbrauchten Wassermenge 
im Sinne von § 23 Abs. 1 abgesetzt. Die 
danach verbleibende Wassermenge muss 
für jede für das Betriebsanwesen einwoh-
nermelderechtlich erfasste Person, die sich 
dort während des Veranlagungszeitraums 
nicht nur vorübergehend aufgehalten hat, 
mindestens 20 Kubikmeter/Jahr betragen. 
Wird dieser Wert nicht erreicht, ist die 
Absetzung entsprechend zu verringern. 
(6) Anträge auf Absetzung nicht eingelei-
teter Wassermengen sind schriftlich bis 
zum Ablauf eines Monats nach Bekannt-
gabe des Gebührenbescheides zu stellen. 
Mit dem Antrag sind die erforderlichen 
Nachweise vorzulegen und die beantragte 
abzusetzende nicht eingeleitete Wasser-
mengen zu beziffern. Die Ablesung der 
Messeinrichtung erfolgt durch den Gebüh-
renschuldner. Der AZV behält sich eine 

eigene Nachprüfung vor und ist befugt, die 
Messeinrichtung und die Messergebnisse 
ohne Ankündigung zu kontrollieren.

§ 25 Höhe der Abwassergebühren
1. Die Einleitungsgebühr für Abwasser, 
das in öffentliche Kanäle eingeleitet und 
durch ein Klärwerk gereinigt wird, beträgt 
für die
1.1 Einrichtung 1: 
 3,15 EUR je Kubikmeter Abwasser
1.2 Einrichtung 2: 
 2,41 EUR je Kubikmeter Abwasser
1.3 Einrichtung 3: 
 2,94 EUR je Kubikmeter Abwasser
2. Die Einleitungsgebühr für Abwasser, 
das in öffentliche Kanäle eingeleitet wird, 
die nicht an ein öffentliches Klärwerk 
angeschlossen sind, beträgt für die
2.1 Einrichtung 1: 
 1,48 EUR je Kubikmeter Abwasser
3. Die Abwasserentsorgungsgebühr 
für Abwasser (Fäkalabwasser), das aus 
abflusslosen Gruben mit WC-Anschluss 
entnommen, abgefahren und gereinigt 
wird, beträgt für die
3.1 Einrichtung 4: 
 21,05 EUR je Kubikmeter Abwasser
4. Die Abwasserentsorgungsgebühr für 
Abwasser (Fäkalschlamm), das aus abflus-
slosen Gruben mit Trockenaborten oder 
Kleinkläranlagen entnommen, abgefahren 
und gereinigt wird, beträgt für die
4.1 Einrichtung 4: 
 28,12 EUR je Kubikmeter Abwasser

§ 26 Grundgebühr
(1) Neben der Einleitungsgebühr nach § 
22 Abs. 1 und 5 wird eine Grundgebühr 
für die Teilleistung zentrale Abwasserbe-
seitigung erhoben. Die Grundgebühr wird 
gestaffelt nach der Anzahl der auf einem 
Grundstück befindlichen Wohnungsein-
heiten (WE) erhoben. Sie beträgt:
 1. bei Anschluss des Grundstücks an 
öffentliche Kanäle und Reinigung des 
Abwassers durch ein Klärwerk:
1.1 für die Einrichtung 1: 
 je 1 WE  7,00 EUR/Monat
 jede weitere WE  7,00 EUR/Monat
1.2 für die Einrichtung 2: 
 je 1 WE 4,00 EUR/Monat
 jede weitere WE  4,00 EUR/Monat
1.3 für die Einrichtung 3:  
 je 1 WE 6,00 EUR/Monat
 jede weitere WE  6,00 EUR/Monat
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2. bei Anschluss des Grundstücks an 
öffentliche Kanäle, die nicht an ein Klär-
werk angeschlossen sind:
2.1 für die Einrichtung 1: 
 je 1 WE 3,00 EUR/Monat
 jede weitere WE  3,00 EUR/Monat
(2) Als Wohnungseinheit gelten zum dauer-
haften Aufenthalt von Menschen bestimmte 
oder genutzte Räume, die entweder nach 
ihrer Anordnung (mit Wohnungsabschluss-
tür) oder falls eine Wohnungsabschlusstür 
fehlt, nach ihrem tatsächlichen Gebrauch 
zusammen genutzt werden können. Zur 
Mindestausstattung gehören Koch- und 
Waschgelegenheiten sowie wenigstens die 
Mitbenutzungsmöglichkeit einer Etagen- 
oder Außentoilette bzw. von sanitären Anla-
gen. Die Größe der Räume ist im Übrigen 
nicht von Bedeutung.
(3) Wird die Abwasserleitung wegen Stö-
rungen im Betrieb, betriebsnotwendiger 
Arbeiten oder aus ähnlichen, nicht vom 
Gebührenschuldner zu vertretenden Grün-
den länger als einen Monat unterbrochen, 
so wird für die Zeit der Unterbrechung 
(abgerundet auf volle Monate) keine 
Grundgebühr berechnet.
(4) Auf einem Grundstück, auf welchem 
das Abwasser überwiegend durch Indu-
strie, Gewerbe, Landwirtschaft, öffent-
liche Einrichtungen oder vergleichbaren 
Nutzungen anfällt oder bei sonstigen 
Fällen, denen keine Wohnungseinheiten 
zuordenbar sind, wird die Grundgebühr 
nach der Jahresmenge des Abwassers in 
Kubikmeter pro Jahr (m3/a) wie folgt 
gestaffelt:
1. bei Anschluss des Grundstücks an 
öffentliche Kanäle und Reinigung des 
Abwassers durch ein Klärwerk:
1.1  Jahresabwassermenge  

für die Einrichtung 1:
 •  0 bis 50 m³/a 

   7,00 €/Monat entspricht 1 WE
 •  51 bis 100 m³/a 

 14,00 €/Monat entspricht 2 WE
 •  101 bis 150 m³/a 

 21,00 €/Monat entspricht 3 WE
 •  151 bis 200 m³/a 

 28,00 €/Monat entspricht 4 WE
 •  für jede weitere 50 m³/a  

 zusätzlich 7,00 €/Monat
1.2  Jahresabwassermenge  

für die Einrichtung 2:
 •  0 bis 50 m³/a  

   4,00 €/Monat entspricht 1 WE

 •  51 bis 100 m³/a 
   8,00 €/Monat entspricht 2 WE

 •  101 bis 150 m³/a 
 12,00 €/Monat entspricht 3 WE

 •  151 bis 200 m³/a 
 16,00 €/Monat entspricht 4 WE

 •  für jede weitere 50m³/a  
 zusätzlich 4,00 €/Monat

1.3  Jahresabwassermenge 
für die Einrichtung 3:

 •  0 bis 50 m³/a 
   6,00 €/Monat entspricht 1 WE

 •  51 bis 100 m³/a 
 12,00 €/Monat entspricht 2 WE

 •  101 bis 150 m³/a 
 18,00 €/Monat entspricht 3 WE

 •  151 bis 200 m³/a 
 24,00 €/Monat entspricht 4 WE

 •  für jede weitere 50m³/a  
 zusätzlich 6,00 €/Monat

2. bei Anschluss des Grundstücks an 
öffentliche Kanäle, die nicht an ein Klär-
werk angeschlossen sind:
2.1  Jahresabwassermenge  

für die Einrichtung 1:
 •  0 bis 50 m³/a 

   3,00 €/Monat entspricht 1 WE
 •  51 bis 100 m³/a 

   6,00 €/Monat entspricht 2 WE
 •  101 bis 150 m³/a 

   9,00 €/Monat entspricht 3 WE
 •  151 bis 200 m³/a 

 12,00 €/Monat entspricht 4 WE
 •  für jede weitere 50m³/a  

 zusätzlich 3,00 €/Monat
Maßgeblich ist die Gesamtabwassermenge 
des Vorjahres. Fehlt eine Vorjahresabrech-
nung oder bezieht sich diese nicht auf ein 
volles Kalenderjahr, wird die Abwasser-
menge geschätzt.
(5) Die Grundgebühren nach Absatz 1 
und 4 werden auch dann erhoben, sofern 
auf dem Grundstück eine Wohn- oder 
Gewerbenutzung nicht stattfindet und 
kein Trinkwasserverbrauch zu verzeich-
nen ist (Leerstand). Liegt bei einem, an 
den öffentlichen Abwasseranlagen ange-
schlossenen Grundstück nachweislich eine 
zeitweilige Absperrung des Trinkwasser-
anschlusses vor, kann beim Zweckverband 
für den Zeitraum der Stilllegung der 
Trinkwasserversorgung ein Antrag auf 
Senkung der Grundgebühr gestellt werden. 
Der Antrag ist schriftlich einzureichen. 
Soweit der Trinkwasseranschluss nach 

Satz 2 stillgelegt ist, wird für das Grund-
stück eine Grundgebühr von 1 WE gemäß 
den Abs. 1 bzw. Abs. 4 vom Zeitraum der 
Antragstellung bis zur Wiederinbetrieb-
nahme der Trinkwasseranlage erhoben. 
Eine rückwirkende Bewilligung ist aus-
geschlossen. Über die Wiederinbetrieb-
nahme des Trinkwasseranschlusses hat der 
Grundstückeigentümer den Zweckverband 
umgehend zu unterrichten.
(6) Von einer überwiegenden Nutzung für 
gewerbliche bzw. industrielle oder land-
wirtschaftliche Zwecke wird ausgegangen, 
wenn der am Trinkwasserzähler ermittelte 
Jahrestrinkwasserverbrauch in m³ größer 
ist als das Hundertfache der Summe aus 
der Anzahl der sich im Objekt befindlichen 
Wohnungs- und Gewerbeeinheiten.
Der Gebührenschuldner ist berechtigt, 
durch separate Messung des Trinkwas-
serverbrauchs der im Objekt befindli-
chen Wohn- und Gewerbeeinheiten mit 
Messeinrichtungen, die den eichrechtli-
chen Bestimmungen entsprechen, eine 
getrennte Gebührenabrechnung von 
Wohn- und Gewerbeeinheiten zu ver-
langen.
Der entsprechende Antrag ist vor Beginn 
des Abrechnungszeitraums schriftlich 
beim AZV zu stellen.

V. Teil – Gebührenschuld
§ 27  Entstehung und Fälligkeit  

der Gebührenschuld,  
Veranlagungszeitraum

(1) Die Pflicht, Gebühren zu entrichten, 
entsteht jeweils zu Beginn des Kalender-
jahres, frühestens jedoch mit der Inan-
spruchnahme einer öffentlichen Abwas-
seranlage, bzw. mit der Inbetriebnahme 
der privaten Grundstücksentwässerungs-
anlagen oder dem Beginn der tatsächlichen 
Nutzung.

(2) Die Gebührenschuld entsteht 
1. in den Fällen des § 25 Nr. 1 und 2 sowie 
des § 26 jeweils zum Ende eines Kalen-
derjahres für das jeweilige Kalenderjahr 
(Veranlagungszeitraum) und
2. in den Fällen des § 22 Abs. 4 sowie 
§ 25 Nr. 3 bis 4 mit der Erbringung der 
Leistung bzw. Anlieferung des Abwassers.
(3) Die Abwassergebühren nach Abs. 2 Nr. 
1 sind zwei Wochen nach Bekanntgabe des 
Gebührenbescheides zur Zahlung fällig. 
In den Fällen des Abs. 2 Nr. 2 wird die 
Gebühr mit der Anforderung fällig.
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§ 28 Vorauszahlungen
(1) Jeweils zum 20.02., 20.04., 20.06., 
20.08., 20.10. und 20.12. eines jeden 
Jahres sind Vorauszahlungen auf die vor-
aussichtliche Gebührenschuld nach § 27 
Abs. 2 Nr. 1 zu leisten. Der Vorauszahlung 
ist jeweils ein Sechstel der Abwasser-
menge des Vorjahres und die Grundge-
bühr für zwei Monate nach Maßgabe des 
Vorjahres zugrunde zu legen. Fehlt eine 
Vorjahresabrechnung oder bezieht sich 
diese nicht auf ein volles Kalenderjahr, 
wird die voraussichtliche Abwassermenge 
geschätzt.
(2) Änderungen an der Höhe und Anzahl 
der Vorauszahlungen sind in Einzelfäl-
len auf Antrag des Gebührenschuldners 
möglich, wenn sachliche oder persönliche 
Gründe dies rechtfertigen.

VI. Teil – Anzeigepflichten, 
Anordnungsbefugnis, Haf-
tung, Ordnungswidrigkeiten
§ 29 Anzeigepflichten
(1) Binnen eines Monats haben der Grund-
stückseigentümer, der Erbbauberechtigte 
und der sonst dinglich zur baulichen Nut-
zung Berechtigte dem AZV anzuzeigen:
  1. den Erwerb oder die Veräußerung 

eines an die öffentlichen Abwasseran-
lagen angeschlossenen Grundstücks;

  2. die bei In-Kraft-Treten dieser 
Satzung vorhandenen abflusslosen 
Gruben mit WC-Anschluss bzw. 
abflusslosen Gruben mit Trockenabor-
ten und Kleinkläranlagen, soweit dies 
noch nicht geschehen ist.

Eine Grundstücksübertragung ist vom 
Erwerber und vom Veräußerer anzuzeigen.
(2) Binnen eines Monats nach Ablauf des 
Veranlagungszeitraums hat der Gebühren-
pflichtige dem AZV anzuzeigen:
  1. die Menge des Wasserverbrauchs 

aus einer nichtöffentlichen Wasserver-
sorgungsanlage (§ 23 Abs. 1 Nr. 2),

  2. die Menge der Einleitungen auf-
grund besonderer Genehmigungen (§ 7 
Abs. 3),

  3. das auf dem Grundstück gesammelte 
und als Brauchwasser verwendete 
Niederschlagswasser (§ 23 Abs. 1 Nr. 
3) und

  4. den Einbau von Messeinrichtungen 
gemäß § 23 Abs. 2 und § 24 Abs. 2.

(3) Unverzüglich haben der Grundstück-

seigentümer und die sonst zur Nutzung 
eines Grundstücks oder einer Wohnung 
berechtigten Personen dem AZV mitzu-
teilen:
  1. Änderungen der Beschaffenheit, der 

Menge und des zeitlichen Anfalls des 
Abwassers;

  2. wenn gefährliche oder schädliche 
Stoffe in die öffentlichen Abwasseranla-
gen gelangen oder damit zu rechnen ist;

  3. den Entleerungsbedarf der abflusslo-
sen Gruben mit WC-Anschluss bzw. 
abflusslosen Gruben mit Trockenabor-
ten und Kleinkläranlagen gemäß § 19 
Abs. 3 und

  4. Erweiterungen oder Änderungen der 
Nutzung des Grundstücks, soweit sich 
dadurch die Größen für die Gebühren-
bemessung, insbesondere der Grund-
gebühren, ändern.

(4) Wird eine private Grundstücksentwäs-
serungsanlage, auch nur vorübergehend, 
außer Betrieb gesetzt, hat der Grund-
stückseigentümer oder der nach § 3 Abs. 
1 Verpflichtete diese Absicht so frühzeitig 
mitzuteilen, dass der Anschlusskanal 
rechtzeitig verschlossen oder beseitigt 
werden kann.

§ 30 Haftung des AZV
(1) Werden die öffentlichen Abwasseran-
lagen durch Betriebsstörungen, die der 
AZV nicht zu vertreten hat, vorübergehend 
ganz oder teilweise außer Betrieb gesetzt 
oder treten Mängel oder Schäden auf, die 
durch Rückstau infolge von Naturereig-
nissen wie Hochwasser, Starkregen oder 
Schneeschmelze oder durch Hemmungen 
im Abwasserablauf verursacht sind, so 
erwächst daraus kein Anspruch auf Scha-
denersatz. Ein Anspruch auf Ermäßigung 
oder auf Erlass von Gebühren entsteht in 
keinem Fall.
2) Die Verpflichtung des Grundstücksei-
gentümers zur Sicherung gegen Rückstau 
(§ 17) bleibt unberührt.
(3) Im Übrigen haftet der AZV nur für 
Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit.
(4) Eine Haftung nach den Vorschriften 
des Haftpflichtgesetzes bzw. des Gesetzes 
über die Vermeidung und Sanierung von 
Umweltschäden (Umweltschadensgesetz) 
bleibt unberührt.

§ 31  Anordnungsbefugnis, Haftung 
der Benutzer

(1) Der AZV kann nach pflichtgemäßem 
Ermessen die notwendigen Maßnahmen 

im Einzelfall anordnen, um rechtswidrige 
Zustände zu beseitigen, die unter Verstoß 
gegen Bestimmungen dieser Satzung her-
beigeführt worden oder entstanden sind. 
Der AZV kann insbesondere Maßnahmen 
anordnen, um drohende Beeinträchti-
gungen öffentlicher Abwasseranlagen 
zu verhindern und um deren Funktions-
fähigkeit aufrecht zu erhalten. Dies gilt 
ebenso für Maßnahmen, um eingetretene 
Beeinträchtigungen zu minimieren und zu 
beenden, sowie um die Funktionsfähigkeit 
der Abwasseranlagen wiederherzustellen.
(2) Der Grundstückseigentümer und die 
sonstigen Benutzer haften für schuldhaft 
verursachte Schäden, die infolge einer 
unsachgemäßen oder den Bestimmungen 
dieser Satzung widersprechenden Benut-
zung oder infolge eines mangelhaften 
Zustandes der privaten Grundstücksent-
wässerungsanlagen entstehen. Sie haben 
den AZV von Ersatzansprüchen Dritter 
freizustellen, die wegen solcher Schäden 
geltend gemacht werden. Gehen derartige 
Schäden auf mehrere private Grundstück-
sentwässerungsanlagen zurück, so haften 
deren Eigentümer oder Benutzer als 
Gesamtschuldner.

§ 32 Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 124 
Abs. 1 SächsGemO handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig
  1. entgegen § 3 Abs. 1 das Abwasser 

nicht dem AZV überlässt;
  2. entgegen § 6 Abs. 1 bis 3 von der 

Einleitung ausgeschlossene Abwäs-
ser oder Stoffe in die öffentlichen 
Abwasseranlagen einleitet oder die 
vorgeschriebenen Grenzwerte für 
einleitbares Abwasser nicht einhält;

  3. entgegen § 7 Abs. 1 Abwasser ohne 
Behandlung, Drosselung oder Speiche-
rung in öffentliche Abwasseranlagen 
einleitet;

  4. entgegen einer auf Grundlage von § 
7 Abs. 2 Satz 1 und Satz 2 erlassenen 
Regelung Abwasser einleitet;

  5. entgegen § 7 Abs. 3 sonstiges Wasser 
oder Abwasser, das der Beseitigungs-
pflicht nicht unterliegt, ohne besondere 
Genehmigung des AZV in öffentliche 
Abwasseranlagen einleitet;

  6. entgegen § 12 Abs. 1 einen vorläu-
figen oder vorübergehenden Anschluss 
nicht vom AZV herstellen lässt;

  7. entgegen § 13 Abs. 1 einen Anschluss 
an die öffentlichen Abwasseranlagen 
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ohne schriftliche Genehmigung des 
AZV herstellt, benutzt oder ändert;

  8. die private Grundstücksentwässe-
rungsanlage nicht nach den Vorschrif-
ten des § 14 und § 15 Abs. 3 herstellt;

  9. die Verbindung der privaten Grund-
stücksentwässerungsanlage mit der 
öffentlichen Abwasseranlage nicht 
nach § 15 Abs. 3 Satz 1 im Einverneh-
men mit dem AZV herstellt;

  10. entgegen § 16 Abs. 1 die not-
wendige Entleerung und Reinigung 
der Abscheider nicht rechtzeitig vor-
nimmt;

  11. entgegen § 16 Abs. 3 Zerkleine-
rungsgeräte oder ähnliche Geräte an 
eine private Grundstücksentwässe-
rungsanlage anschließt;

  12. entgegen § 18 Abs. 1 die private 
Grundstücksentwässerungsanlage vor 
Abnahme in Betrieb nimmt;

  13. entgegen § 29 seinen Anzeige-
pfl ichten gegenüber dem AZV nicht, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
nachkommt und

  14. entgegen § 26 Abs. 5 die Wiederin-
betriebnahme der Trinkwasserversor-
gung nicht anzeigt.

(2) Ordnungswidrig im Sinne von § 6 Abs. 
2 Nr. 2 SächsKAG handelt, wer vorsätz-
lich oder leichtfertig seinen Anzeigepfl ich-
ten nach § 29 nicht, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig nachkommt oder entge-
gen § 24 Abs. 2 abgesetzte Wassermengen 
dennoch in die öff entliche Kanalisation 
einleitet.
(3) Die Vorschriften des Sächsischen Ver-
waltungsvollstreckungsgesetzes (SächsV-
wVG) bleiben unberührt.

VII. Teil – Übergangs- und 
Schlussbestimmungen
§ 33 Unklare Rechtsverhältnisse
Bei Grundstücken, die im Grundbuch 
noch als Eigentum des Volkes eingetragen 
sind, tritt an die Stelle des Grundstücks-
eigentümers nach den Vorschriften dieser 
Satzung der Verfügungsberechtigte im 
Sinne von § 8 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Feststellung der Zuordnung von ehemals 
volkseigenem Vermögen (Vermögenszu-
ordnungsgesetz – VZOG) in der jeweils 
geltenden Fassung.

§ 34 In-Kraft-Treten
(1) Soweit Abgabenansprüche nach dem 

bisherigen Satzungsrecht auf Grund des 
SächsKAG bereits entstanden sind, gelten 
anstelle dieser Satzung, die Satzungsbe-
stimmungen, die im Zeitpunkt des Entste-
hens der Abgabenschuld gegolten haben.
(2) Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in 
Kraft. 
(3) Gleichzeitig treten die 
 •  Satzung über die öff entliche Abwas-

serbeseitigung des Abwasserzweck-
verbandes „Oberes Zschopau- und 
Sehmatal” vom 12.11.2014 und die

 •  1. Satzung vom 23.09.2015 zur Ände-
rung der Satzung über die öff entliche 
Abwasserbeseitigung des Abwasser-
zweckverbandes „Oberes Zschopau- 
und Sehmatal“ vom 12.11.2014, 

außer Kraft.

Thermalbad Wiesenbad/ OT Schönfeld, 
den 11.11.2020

Wendler
Verbandsvorsitzender

Hinweis:
Nach § 4 Abs. 4 Satz 1 der Gemein-
deordnung für den Freistaat Sachsen 
(SächsGemO) gelten Satzungen, die unter 
Verletzung von Verfahrens- bzw. Form-
vorschriften der SächsGemO zustande 
gekommen sind, ein Jahr nach ihrer 
Bekanntmachung als von Anfang an gültig 
zustande gekommen.
Dies gilt nicht, wenn:
1. die Ausfertigung der Satzung nicht 
oder fehlerhaft erfolgt ist,
2. Vorschriften über die Öff entlichkeit 
der Sitzungen, die Genehmigung oder 
Bekanntmachung der Satzung verletzt 
worden sind,
3. der  Verbandsvors i tzende  dem 
Beschluss nach § 56 Abs. 3 Satz 2 des 
Sächsischen Gesetzes über kommunale 
Zusammenarbeit (SächsKomZG) in 
Verbindung mit § 21 Abs. 3 Satz 2 Sächs-
KomZG in Verbindung mit § 52 Abs. 2 
SächsGemO wegen Gesetzwidrigkeit 
widersprochen hat,
4. vor Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 
SächsGemO genannten Frist 
  a) die Rechtsaufsichtsbehörde den 

Beschluss beanstandet hat oder
  b) die Verletzung der Verfahrens- 

oder Formvorschrift gegenüber dem 
Zweckverband 

unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der 
die Verletzung begründen soll, schriftlich 
geltend gemacht worden ist.
Ist eine Verletzung nach den Ziff ern 3 
oder 4 geltend gemacht worden, so kann 
auch nach Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 
SächsGemO genannten Frist jedermann 
diese Verletzung geltend machen.

Thermalbad Wiesenbad/ OT Schönfeld, 
den 11.11.2020

Wendler
Verbandsvorsitzender
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Anlage zur Abwassersatzung:
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❚  Einblick in das Baugeschehen des Abwasserzweckverbandes

Stauraumkanal im Bereich der Kläranlage Königswalde

Situation Baustelle Adlerweg  
Crottendorf OT Walthersdorf

Baugeschehen am Markt  
Annaberg-Buchholz

dringender Handlungsbedarf im Bereich 
des Hubschrauberlandeplatzes des Erz-
gebirgsklinikums Annaberg gGmbH




